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»Zum Affen für die Bullen«
Die Linken können sich um eine Debatte über ihr Verhältnis zur Gewalt nicht drücken
Es scheint, als seien fast alle zu-
frieden, dass sie über Gewalt strei-
ten dürfen. Sagt ein Kollege. Die
Linke kann sich vor der Debatte
nicht drücken

Von Tom Strohschneider

Die SPD spricht von »Protestterroris-
ten«, ein CDU-Oberer meint, der
»linksextreme Terror« sei »so
schlimm« wie der von Neonazis oder
Islamisten. Das ist der Grundton ei-
ner öffentlichen – nun ja: »Debatte«
nach der Randale von Hamburg. Da-
rin sind Entdifferenzierung, morali-
scher Appell, Distanzierungsgebote
und Selbstbildproduktion miteinan-
der verwoben.
Hier und da wird angemerkt, dass

kaum über inhaltliche Kritiken am
globalen Krisenkapitalismus gespro-
chen, dass die Grundrechtsein-
schränkungen nicht mehr themati-
siert werden. Der Kollege Georg Diez
vom »Spiegel« hat das Verhältnis zwi-
schen diesen beiden Momenten in ei-
nen Satz gebracht: »Es scheint, als
seien fast alle zufrieden, dass sie über
Gewalt streiten dürfen, dann müssen
sie nicht über Gerechtigkeit reden.«
Mag sein, aber für die Linke ist es

jetzt keine Alternative, bloß noch ein
bisschen lauter über Gerechtigkeit
und G20 zu sprechen. Sondern sie
muss sich nun »über Gewalt strei-
ten« wollen. Rehzi Malzahn hat in
ihrem Blog einen Aufschlag ge-
macht, der mit einer schonungslo-
sen Bilanz endet: Die Ereignisse der
vergangenen Tage seien »nur der
Ausdruck des desolaten Zustands der
linksradikalen Opposition«. Man
wird aber darüber hinausblicken
müssen, denn sofern sich ganz un-
terschiedliche Strömungen der Lin-
ken in Bündnissen zusammentun,
um gegen G20 zu protestieren, ist
Hamburg am Ende nicht bloß eine
Sache der radikaleren Zusammen-
hänge. Sondern von allen.
Es geht um ein paar grundsätzli-

che Fragen, um den Sinn des Gipfel-
hoppings, darum, wie es passieren
kann, dass der gesamte bunte Block
der Gipfelkritiker einen politischen
Vorteil binnen weniger Stunden ver-
spielen bzw. sich von ein paar Hun-
dert Leuten im wahrsten Sinne die-
ses Wortes kaputtmachen lassen
kann: Noch lange nach dem Tränen-
gasregen gegen die Spitze der »Wel-
come to Hell«-Demonstration am
Donnerstag war der medial-öffentli-
che Ton zumeist kritisch gegenüber
dem Polizeivorgehen. Die anhalten-
de Diskussion über die Campverbote
hatte weithin für Sympathien ge-
sorgt, eine bürgerrechtliche Ebene in
der Gipfelberichterstattung stark ge-
macht, die anschlussfähig war auch
über den unmittelbaren Kreis der
G20-Kritiker hinaus.

Das änderte sich im Lichte von
brennenden Autos und kaputt ge-
schlagenen Läden. »Die Frage, die
hier zur Debatte steht, ist nicht, ist
Militanz gerechtfertigt und gut, son-
dern:warum zumHenkermachenwir
uns zum Affen für die Bullen?«, fragt
Rehzi Malzahn. »Es ist eindeutig, dass
sie diese Bilder wollten, und wir lie-
fern sie ihnen! Sie verfolgen, im Ge-
gensatz zu uns, und das ist meine Kri-
tik, ein politisches Ziel und haben da-
für eine Strategie.« Zu einer solchen
Strategie und zu intelligentem Han-
deln gehöre »dann, die gerade pas-
sende Aktionsform auszusuchen, und

die kann auch mal militant sein und
für Unordnung sorgen. Sie kann aber
auch heißen, die Füße still zu halten
und den richtigen Moment abzupas-
sen«. Nicht zuletzt: »Eine Aktions-
form ist keine Identität, sondern ein
Mittel, um ein Ziel zu erreichen. Sie
wird zur Identität, wenn man kein
Ziel hat.«
Das gilt auch für die, die nun nach

den Hamburger Krawallen schrei-
ben: »Zielgerichtete Militanz ist für
uns eine Option und ein Mittel, um
über eine rein symbolische Protest-
form hinauszukommen und direkt
und wirksam in Ereignisse, Prozesse

und Entwicklungen verändernd ein-
zugreifen.« Nur was für ein Eingriff
soll das sein, der da nun die Bilder
macht, die andere benutzen können?
Was hat sich da verändert? In welche
Richtung. In wessen Interesse?
An anderer Stelle hatte ich schon

auf Thomas Pany verwiesen, der auf
Telepolis an Elias Canetti erinnert hat
– an sein »Klirren« als dem »Beifall
der Dinge«, mit dem man die Ran-
dale in Hamburg in den Blick neh-
men kann: Was da brennt, ist »ein
konstituierendes Element der Grup-
pe«, eine Selbstbestätigung, die aus
der Wiederholung ihre Kraft schöpft.

Was hier und da bisweilen noch un-
gelenk als »Gegengewalt« und »Mi-
litanz« verklärt wird, weist über sich
selbst nie hinaus, es ist eben nicht die
fast schon »revolutionäre Aktion«,
die am Anfang eines Umsturzes steht
oder auf dem Weg dorthin liegt, son-
dern nur der »ewige Loop, der das
Omen beschwört«. Pany: »Die große
Sache folgt eben nicht, die Aktionen
bleiben in der Zerstörungsphase ste-
cken, die sie dauernd wiederholen.
Jahr für Jahr.«
Genau. Und das ist das Problem.

Die Sache lässt sich jetzt nicht mit
dem Hinweis aus der Welt schaffen,
es handele sich bei denen, die den
Loop am Laufen halten, a) gar nicht
um Linke, weil Autoanzünden nicht
links ist, oder b) um Linke, die der
linken Sache schaden. Es bringt auch

nicht sehr viel, sich die vergangenen
Tage einfach schönzureden, etwamit
der Behauptung, »dass alle Versu-
che, diesen legitimen Protest mit Ge-
walt zu kapern, gescheitert sind«.
Wie bitte?
Hinter dem linken Tellerrand wird

übrigens auch schon debattiert. Und
nicht nur in dem Tenor, den SPD,
CDU und viele andere auch anschla-
gen, was es schwer macht, diese Dis-
kussion überhaupt zu führen. Aber
manmuss es versuchen, gerade auch,
um die Töne, Sichtweisen, Einschät-
zungen wieder zusammenzuführen,
die jetzt in einer sich radikalisieren-
den, anti-linken Erregungsrhetorik
gar nicht mehr zu hören sind. Je lau-
ter von den »Linksfaschisten« und
den »Protestterroristen« die Rede ist,
desto leiser werden die Argumente,
mit denen über Einschränkungen der
Pressefreiheit, Grundrechtsaushöh-
lung, Polizeigewalt – und die Politik
der G20 gesprochen wird.
Aber es gibt sie noch, diese Stim-

men: »Die Gipfelkonzeption ist zu ei-
nemExzess von Sicherheitswahn und
Exklusivität verkommen«, schreibt
Jan Thomsen in der »Berliner Zei-
tung«. Und weiter: »Die gewaltfreie
Kritik am Bestehenden, die Debatten
über Wege in eine bessere Welt brau-
chen mehr Raum, auch in den Me-
dien. Davon lebt Demokratie. Sie
muss friedlichen Protest fördern.
Globalisierungskritiker verdienen
eine Gegenöffentlichkeit, solange sie

keine Waffe in die Hand nehmen.
Nicht weil sie per se Recht haben,
sondern weil sie eine wichtige Stim-
me im demokratischen Streit sind.«
Aber nun hat es eben diese Gewalt

gegeben. Und nun? »Die Gewalttä-
ter, die Teile der Stadt in Angst ver-
setzten, Mülltonnen abfackelten,
Geldautomaten aufbrachen und Po-
lizisten mit Steinen bewarfen, sind
nicht links. Manche von ihnen nen-
nen sich vielleicht so, aber sie per-
vertieren eine politische Verortung,
die sich traditionell an der Seite der
Schwachen sieht«, kommentiert Ul-
rich Schulte in der »Tageszeitung« die
vergangenen Tage. »Es ist nicht links,
Kleinwagen von Familien anzuzün-
den. Es ist nicht links, einen Droge-
riemarkt zu plündern, der für Flücht-
linge sammelte. Es ist auch nicht links,
eine Kitaleitung so zu verängstigen,
dass sie die Eltern aufforderte, ihre
Kinder abzuholen – weil für ihre Si-
cherheit nicht mehr garantiert wer-
den könne.«
Schulte hat das vor allem gegen die

Gleichsetzer und Terrorismus-Rufer
vorgebracht, die jetzt alle G20-Kritik
zu einer kriminellen Angelegenheit
machen wollen. Aber man wird die
Sache nicht so einfach los, indemman
jetzt von der Seitenauslinie Labels
zuweist – hier die »richtigen Linken«,
dort die, die sich nur so nennen. Es
dürfte außerhalb der linken Szene
zudem nicht viel damit erreicht wer-
den, nun auf (die so wichtigen) Un-
terschiede zwischen zivilem Unge-
horsam, fröhlicher Radikalität und
aktivistischer Inszenierung und pop-
kultureller Randale zu verweisen. Es
gibt diese Trennung – aber in der ge-
sellschaftlichen Alltagserfahrung der
Vielen gibt es sie nicht, weil die Bil-
der verschwimmen, weil diese Un-
terscheidungen dort auch nicht ge-
danklich vollzogen werden.
Das kann, das muss sich ändern.

Aberwie? Jedenfalls nicht so. Die von
linksaußen ertönenden Anrufungen
einer »Solidarität«, die man nun den
»Spaltungsversuchen« von Medien,
Polizei, Politik entgegenstellen wer-
de, die kann sich ja einmal selbst be-
fragen: Wie solidarisch sind eigent-
lich die, die es für »militant« statt für
bescheuert halten, als Kaputtmacher
durch Straßen zu ziehen?
Vielleicht muss jede Generation

von Linken die selben Erfahrungen
immer erst einmal selbst machen, al-
so auch die gleichen Fehler wieder-
holen. Aber schon vor einiger Zeit
wurde das Lesen erfunden, und so
gibt es durchaus Möglichkeiten, sich
einmal vorzulegen, was schon dis-
kutiert und beforscht worden ist – ob
in der Heinz-Schenk-Debatte oder
nach den Gipfelprotesten von Heili-
gendamm vor zehn Jahren. Oder
noch früher, ob nun in der Antifa-
Szene oder anderswo.

Das nächtliche Schanzenviertel in Hamburg Foto: dpa/Markus Scholz

»Die Frage, die hier zur
Debatte steht, ist nicht,
ist Militanz gerechtfer-
tigt und gut, sondern:
warum zum Henker
machen wir uns zum
Affen für die Bullen?«
Rehzi Malzahn in ihrem Blog

Ganz anders als im Fernsehen
Putin und Trump handelten am Rande von G20 eine Waffenruhe für den Süden Syriens aus – sie scheint vorerst zu wirken

»Der Trump im Fernsehen ist ganz
anders als der echte«, sagte Wladi-
mir Putin amSamstag zumEnde des
G20-Gipfels. Man konnte, wenn
man wollte, ein hintergründiges
Funkeln in seinen Augen sehen.

Von René Heilig

Lange haben die Journalisten im
Hamburger G20-Medienzentrum
warten müssen, um etwas Substan-
zielles weiterzumelden. Dann wurde
am Freitagnachmittag bekannt:
Russland und die USA sind sich ei-
nig, dass zumindest in den syrischen
Provinzen Daraa, Kuneitra und Su-
waida die Waffen schweigen sollen.
Das bestätigte der russische Au-

ßenminister Sergej Lawrow, der wie
sein US-Kollege Rex Tillersen dabei
war, als ihre Staatschefs Wladimir
Putin und Donald Trump sich am
Randes des Hamburger Gipfels zum

ersten Mal Auge in Auge begegneten.
Auch Tillerson wertete das Überein-
kommen als einen gemeinsamen Er-
folg. Zu dem sich hoffentlich weitere
gesellen, betonte er. Zugleich machte
der US-Außenamtschef klar, dass
Russland und die USA zum Problem
Syrien weiter große Meinungsver-
schiedenheiten haben. Aus Sicht Wa-
shingtons gibt es für die Familie As-
sad keinerlei politische Zukunft. Doch
darüber, wie eine Machtübergabe an
wen erfolgen kann, werde noch zu re-
den sein. Dem konnte Lawrow mü-
helos zustimmen.
Doch der Waffenstillstandserfolg

nach rund sechsjährigen erbitterten
Kämpfen relativiert sich beim genau-
eren Hinschauen. Nicht nur, dass es
sich um ein begrenztes Gebiet han-
delt. In ihm haben vor allem Kämpfer
des syrischen Al Qaida-Ablegers noch
feste Bastionen. Da diese Terrorgrup-
pierungen von den USA wie von Russ-

land gleichermaßen bekämpft wer-
den, war eine Einigung leicht. Zumal
sie eine Isolierung der Terroristen er-
möglicht. Anders ist das mit den Anti-
Assad-Einheiten wie der sogenannten
Freien syrischen Armee, die vomWes-
ten unterstützt werden.
Schon einmal hatte es in diesem

Gebiet eine von der aus Damaskus
kommandierten Armee getragene
Feuerpause gegeben. Sie war von
Russland, den USA und Jordanien
vermittelt worden. Nun hat offenbar
Putin auch Israel ins Boot geholt. Es
hat, wie zu hören war, mehrere Te-
lefonate zwischen ihm und dem is-
raelischen Ministerpräsidenten Ben-
jamin Netanjahu gegeben. Das ist
ebenfalls eine gute Nachricht vom
Rande des G20-Gipfels.
Bei dem, das kann nicht genug be-

tont werden, der Showdown zwi-
schen dem egomanen Politneuling
Trump und dem alten Politprofi Pu-

tin ausgeblieben ist. Zudem scheint
der US-Präsident langsam den Un-
terschied zwischen Politclownerie
und echter Politikgestaltung zu ah-
nen. Putin hat ihn bei dem Lernpro-
zess offenbar unterstützt. Beispiels-
weise indem er nicht auf Trumps Aus-
fälle gegen sein Land einging, mit de-
nen der US-Präsident in Warschau
unmittelbar vor dem G20-Gipfel pol-
nische Anti-Russland-Ressentiments
bediente.
Die beiden hatten sich am Freitag

mehr Zeit zum Gespräch genommen,
als ursprünglich vereinbart worden
war. Die Begegnung dauerte über
zwei Stunden und, so Tillerson: »Die
Chemie zwischen den beiden stimm-
te.« Weitere Themen, die angespro-
chen worden sind, waren der Kon-
flikt in der Ukraine sowie die Provo-
kationen von und gegen Nordkorea.
Als Journalisten nach dem Thema
Cyberattacken fragten, wurde Tiller-

son etwas einsilbig. Er bestätigte,
Trump habe die angebliche russische
Einmischung in den vergangenen
US-Wahlkampf mehrfach angespro-
chen und Putin habe –wie bisher auch
– geantwortet, an den Gerüchten sei
nichts dran.
Auchwennwenig Inhaltliches über

die bilateralen Gespräche nach Au-
ßen drang, so ist doch festzuhalten:
Die USA und Russland haben wieder
einen Draht zueinander gefunden.
Klar ist auch: Russland ist wieder zu-
rück in der Weltpolitik. Und vor al-
lem in EU-Europa. Nicht von unge-
fähr unterstützt Putin Angela Merkel,
die aktuelle G20-Chefin, die als Gip-
felgastgeberin in Hamburg versuch-
te, tragfähige Kompromisse zwischen
den höchst unterschiedlichen Teil-
nehmern zu finden. Im Gegensatz zu
den USA, die aus dem Pariser Klima-
vertrag aussteigen, bekennt sich Pu-
tin nachdrücklich zur Unterschrift

Russlands. Die Erwartung, dass die
EU demnächst einige ihrer nach der
Annexion der Krim und den Kämpfen
in der Ostukraine erlassenen Anti-
Russland-Sanktionen lockert, ist nicht
weit hergeholt. Zumal Putin bestä-
tigte, dass er das Abkommen von
Minsk zur Entschärfung des Konflik-
tes weiter anerkennt.
Dass Russland die Annäherung an

die EU und vor allem an Deutschland
sucht, hat gewiss auch mit Merkels
neuem Freund zu tun. Der »Neben-
buhler« heißt Xi Jinping und ist Chi-
nas Präsident. Er nahm in Hamburg
nicht nur wegen seiner Körpergröße
einen dominierenden Platz ein.
Merkel kommentierte das Ge-

spräch zwischen Putin und Trump
knapp: »Es gibt Probleme, die kön-
nen nur Russland und die Vereinig-
ten Staaten zusammen lösen.« Die
Kanzlerin sah das nicht nur begrenzt
auf die Syrienfrage.
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Es scheint, als seien fast alle zu-
frieden, dass sie über Gewalt strei-
ten dürfen. Sagt ein Kollege. Die
Linke kann sich vor der Debatte
nicht drücken
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ten«, ein CDU-Oberer meint, der
»linksextreme Terror« sei »so
schlimm« wie der von Neonazis oder
Islamisten. Das ist der Grundton ei-
ner öffentlichen – nun ja: »Debatte«
nach der Randale von Hamburg. Da-
rin sind Entdifferenzierung, morali-
scher Appell, Distanzierungsgebote
und Selbstbildproduktion miteinan-
der verwoben.
Hier und da wird angemerkt, dass
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schränkungen nicht mehr themati-
siert werden. Der Kollege Georg Diez
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schen diesen beiden Momenten in ei-
nen Satz gebracht: »Es scheint, als
seien fast alle zufrieden, dass sie über
Gewalt streiten dürfen, dann müssen
sie nicht über Gerechtigkeit reden.«
Mag sein, aber für die Linke ist es

jetzt keine Alternative, bloß noch ein
bisschen lauter über Gerechtigkeit
und G20 zu sprechen. Sondern sie
muss sich nun »über Gewalt strei-
ten« wollen. Rehzi Malzahn hat in
ihrem Blog einen Aufschlag ge-
macht, der mit einer schonungslo-
sen Bilanz endet: Die Ereignisse der
vergangenen Tage seien »nur der
Ausdruck des desolaten Zustands der
linksradikalen Opposition«. Man
wird aber darüber hinausblicken
müssen, denn sofern sich ganz un-
terschiedliche Strömungen der Lin-
ken in Bündnissen zusammentun,
um gegen G20 zu protestieren, ist
Hamburg am Ende nicht bloß eine
Sache der radikaleren Zusammen-
hänge. Sondern von allen.
Es geht um ein paar grundsätzli-

che Fragen, um den Sinn des Gipfel-
hoppings, darum, wie es passieren
kann, dass der gesamte bunte Block
der Gipfelkritiker einen politischen
Vorteil binnen weniger Stunden ver-
spielen bzw. sich von ein paar Hun-
dert Leuten im wahrsten Sinne die-
ses Wortes kaputtmachen lassen
kann: Noch lange nach dem Tränen-
gasregen gegen die Spitze der »Wel-
come to Hell«-Demonstration am
Donnerstag war der medial-öffentli-
che Ton zumeist kritisch gegenüber
dem Polizeivorgehen. Die anhalten-
de Diskussion über die Campverbote
hatte weithin für Sympathien ge-
sorgt, eine bürgerrechtliche Ebene in
der Gipfelberichterstattung stark ge-
macht, die anschlussfähig war auch
über den unmittelbaren Kreis der
G20-Kritiker hinaus.

Das änderte sich im Lichte von
brennenden Autos und kaputt ge-
schlagenen Läden. »Die Frage, die
hier zur Debatte steht, ist nicht, ist
Militanz gerechtfertigt und gut, son-
dern:warum zumHenkermachenwir
uns zum Affen für die Bullen?«, fragt
Rehzi Malzahn. »Es ist eindeutig, dass
sie diese Bilder wollten, und wir lie-
fern sie ihnen! Sie verfolgen, im Ge-
gensatz zu uns, und das ist meine Kri-
tik, ein politisches Ziel und haben da-
für eine Strategie.« Zu einer solchen
Strategie und zu intelligentem Han-
deln gehöre »dann, die gerade pas-
sende Aktionsform auszusuchen, und

die kann auch mal militant sein und
für Unordnung sorgen. Sie kann aber
auch heißen, die Füße still zu halten
und den richtigen Moment abzupas-
sen«. Nicht zuletzt: »Eine Aktions-
form ist keine Identität, sondern ein
Mittel, um ein Ziel zu erreichen. Sie
wird zur Identität, wenn man kein
Ziel hat.«
Das gilt auch für die, die nun nach

den Hamburger Krawallen schrei-
ben: »Zielgerichtete Militanz ist für
uns eine Option und ein Mittel, um
über eine rein symbolische Protest-
form hinauszukommen und direkt
und wirksam in Ereignisse, Prozesse

und Entwicklungen verändernd ein-
zugreifen.« Nur was für ein Eingriff
soll das sein, der da nun die Bilder
macht, die andere benutzen können?
Was hat sich da verändert? In welche
Richtung. In wessen Interesse?
An anderer Stelle hatte ich schon

auf Thomas Pany verwiesen, der auf
Telepolis an Elias Canetti erinnert hat
– an sein »Klirren« als dem »Beifall
der Dinge«, mit dem man die Ran-
dale in Hamburg in den Blick neh-
men kann: Was da brennt, ist »ein
konstituierendes Element der Grup-
pe«, eine Selbstbestätigung, die aus
der Wiederholung ihre Kraft schöpft.

Was hier und da bisweilen noch un-
gelenk als »Gegengewalt« und »Mi-
litanz« verklärt wird, weist über sich
selbst nie hinaus, es ist eben nicht die
fast schon »revolutionäre Aktion«,
die am Anfang eines Umsturzes steht
oder auf dem Weg dorthin liegt, son-
dern nur der »ewige Loop, der das
Omen beschwört«. Pany: »Die große
Sache folgt eben nicht, die Aktionen
bleiben in der Zerstörungsphase ste-
cken, die sie dauernd wiederholen.
Jahr für Jahr.«
Genau. Und das ist das Problem.

Die Sache lässt sich jetzt nicht mit
dem Hinweis aus der Welt schaffen,
es handele sich bei denen, die den
Loop am Laufen halten, a) gar nicht
um Linke, weil Autoanzünden nicht
links ist, oder b) um Linke, die der
linken Sache schaden. Es bringt auch

nicht sehr viel, sich die vergangenen
Tage einfach schönzureden, etwamit
der Behauptung, »dass alle Versu-
che, diesen legitimen Protest mit Ge-
walt zu kapern, gescheitert sind«.
Wie bitte?
Hinter dem linken Tellerrand wird

übrigens auch schon debattiert. Und
nicht nur in dem Tenor, den SPD,
CDU und viele andere auch anschla-
gen, was es schwer macht, diese Dis-
kussion überhaupt zu führen. Aber
manmuss es versuchen, gerade auch,
um die Töne, Sichtweisen, Einschät-
zungen wieder zusammenzuführen,
die jetzt in einer sich radikalisieren-
den, anti-linken Erregungsrhetorik
gar nicht mehr zu hören sind. Je lau-
ter von den »Linksfaschisten« und
den »Protestterroristen« die Rede ist,
desto leiser werden die Argumente,
mit denen über Einschränkungen der
Pressefreiheit, Grundrechtsaushöh-
lung, Polizeigewalt – und die Politik
der G20 gesprochen wird.
Aber es gibt sie noch, diese Stim-

men: »Die Gipfelkonzeption ist zu ei-
nemExzess von Sicherheitswahn und
Exklusivität verkommen«, schreibt
Jan Thomsen in der »Berliner Zei-
tung«. Und weiter: »Die gewaltfreie
Kritik am Bestehenden, die Debatten
über Wege in eine bessere Welt brau-
chen mehr Raum, auch in den Me-
dien. Davon lebt Demokratie. Sie
muss friedlichen Protest fördern.
Globalisierungskritiker verdienen
eine Gegenöffentlichkeit, solange sie

keine Waffe in die Hand nehmen.
Nicht weil sie per se Recht haben,
sondern weil sie eine wichtige Stim-
me im demokratischen Streit sind.«
Aber nun hat es eben diese Gewalt

gegeben. Und nun? »Die Gewalttä-
ter, die Teile der Stadt in Angst ver-
setzten, Mülltonnen abfackelten,
Geldautomaten aufbrachen und Po-
lizisten mit Steinen bewarfen, sind
nicht links. Manche von ihnen nen-
nen sich vielleicht so, aber sie per-
vertieren eine politische Verortung,
die sich traditionell an der Seite der
Schwachen sieht«, kommentiert Ul-
rich Schulte in der »Tageszeitung« die
vergangenen Tage. »Es ist nicht links,
Kleinwagen von Familien anzuzün-
den. Es ist nicht links, einen Droge-
riemarkt zu plündern, der für Flücht-
linge sammelte. Es ist auch nicht links,
eine Kitaleitung so zu verängstigen,
dass sie die Eltern aufforderte, ihre
Kinder abzuholen – weil für ihre Si-
cherheit nicht mehr garantiert wer-
den könne.«
Schulte hat das vor allem gegen die

Gleichsetzer und Terrorismus-Rufer
vorgebracht, die jetzt alle G20-Kritik
zu einer kriminellen Angelegenheit
machen wollen. Aber man wird die
Sache nicht so einfach los, indemman
jetzt von der Seitenauslinie Labels
zuweist – hier die »richtigen Linken«,
dort die, die sich nur so nennen. Es
dürfte außerhalb der linken Szene
zudem nicht viel damit erreicht wer-
den, nun auf (die so wichtigen) Un-
terschiede zwischen zivilem Unge-
horsam, fröhlicher Radikalität und
aktivistischer Inszenierung und pop-
kultureller Randale zu verweisen. Es
gibt diese Trennung – aber in der ge-
sellschaftlichen Alltagserfahrung der
Vielen gibt es sie nicht, weil die Bil-
der verschwimmen, weil diese Un-
terscheidungen dort auch nicht ge-
danklich vollzogen werden.
Das kann, das muss sich ändern.

Aberwie? Jedenfalls nicht so. Die von
linksaußen ertönenden Anrufungen
einer »Solidarität«, die man nun den
»Spaltungsversuchen« von Medien,
Polizei, Politik entgegenstellen wer-
de, die kann sich ja einmal selbst be-
fragen: Wie solidarisch sind eigent-
lich die, die es für »militant« statt für
bescheuert halten, als Kaputtmacher
durch Straßen zu ziehen?
Vielleicht muss jede Generation

von Linken die selben Erfahrungen
immer erst einmal selbst machen, al-
so auch die gleichen Fehler wieder-
holen. Aber schon vor einiger Zeit
wurde das Lesen erfunden, und so
gibt es durchaus Möglichkeiten, sich
einmal vorzulegen, was schon dis-
kutiert und beforscht worden ist – ob
in der Heinz-Schenk-Debatte oder
nach den Gipfelprotesten von Heili-
gendamm vor zehn Jahren. Oder
noch früher, ob nun in der Antifa-
Szene oder anderswo.

Das nächtliche Schanzenviertel in Hamburg Foto: dpa/Markus Scholz

»Die Frage, die hier zur
Debatte steht, ist nicht,
ist Militanz gerechtfer-
tigt und gut, sondern:
warum zum Henker
machen wir uns zum
Affen für die Bullen?«
Rehzi Malzahn in ihrem Blog

Ganz anders als im Fernsehen
Putin und Trump handelten am Rande von G20 eine Waffenruhe für den Süden Syriens aus – sie scheint vorerst zu wirken

»Der Trump im Fernsehen ist ganz
anders als der echte«, sagte Wladi-
mir Putin amSamstag zumEnde des
G20-Gipfels. Man konnte, wenn
man wollte, ein hintergründiges
Funkeln in seinen Augen sehen.

Von René Heilig

Lange haben die Journalisten im
Hamburger G20-Medienzentrum
warten müssen, um etwas Substan-
zielles weiterzumelden. Dann wurde
am Freitagnachmittag bekannt:
Russland und die USA sind sich ei-
nig, dass zumindest in den syrischen
Provinzen Daraa, Kuneitra und Su-
waida die Waffen schweigen sollen.
Das bestätigte der russische Au-

ßenminister Sergej Lawrow, der wie
sein US-Kollege Rex Tillersen dabei
war, als ihre Staatschefs Wladimir
Putin und Donald Trump sich am
Randes des Hamburger Gipfels zum

ersten Mal Auge in Auge begegneten.
Auch Tillerson wertete das Überein-
kommen als einen gemeinsamen Er-
folg. Zu dem sich hoffentlich weitere
gesellen, betonte er. Zugleich machte
der US-Außenamtschef klar, dass
Russland und die USA zum Problem
Syrien weiter große Meinungsver-
schiedenheiten haben. Aus Sicht Wa-
shingtons gibt es für die Familie As-
sad keinerlei politische Zukunft. Doch
darüber, wie eine Machtübergabe an
wen erfolgen kann, werde noch zu re-
den sein. Dem konnte Lawrow mü-
helos zustimmen.
Doch der Waffenstillstandserfolg

nach rund sechsjährigen erbitterten
Kämpfen relativiert sich beim genau-
eren Hinschauen. Nicht nur, dass es
sich um ein begrenztes Gebiet han-
delt. In ihm haben vor allem Kämpfer
des syrischen Al Qaida-Ablegers noch
feste Bastionen. Da diese Terrorgrup-
pierungen von den USA wie von Russ-

land gleichermaßen bekämpft wer-
den, war eine Einigung leicht. Zumal
sie eine Isolierung der Terroristen er-
möglicht. Anders ist das mit den Anti-
Assad-Einheiten wie der sogenannten
Freien syrischen Armee, die vomWes-
ten unterstützt werden.
Schon einmal hatte es in diesem

Gebiet eine von der aus Damaskus
kommandierten Armee getragene
Feuerpause gegeben. Sie war von
Russland, den USA und Jordanien
vermittelt worden. Nun hat offenbar
Putin auch Israel ins Boot geholt. Es
hat, wie zu hören war, mehrere Te-
lefonate zwischen ihm und dem is-
raelischen Ministerpräsidenten Ben-
jamin Netanjahu gegeben. Das ist
ebenfalls eine gute Nachricht vom
Rande des G20-Gipfels.
Bei dem, das kann nicht genug be-

tont werden, der Showdown zwi-
schen dem egomanen Politneuling
Trump und dem alten Politprofi Pu-

tin ausgeblieben ist. Zudem scheint
der US-Präsident langsam den Un-
terschied zwischen Politclownerie
und echter Politikgestaltung zu ah-
nen. Putin hat ihn bei dem Lernpro-
zess offenbar unterstützt. Beispiels-
weise indem er nicht auf Trumps Aus-
fälle gegen sein Land einging, mit de-
nen der US-Präsident in Warschau
unmittelbar vor dem G20-Gipfel pol-
nische Anti-Russland-Ressentiments
bediente.
Die beiden hatten sich am Freitag

mehr Zeit zum Gespräch genommen,
als ursprünglich vereinbart worden
war. Die Begegnung dauerte über
zwei Stunden und, so Tillerson: »Die
Chemie zwischen den beiden stimm-
te.« Weitere Themen, die angespro-
chen worden sind, waren der Kon-
flikt in der Ukraine sowie die Provo-
kationen von und gegen Nordkorea.
Als Journalisten nach dem Thema
Cyberattacken fragten, wurde Tiller-

son etwas einsilbig. Er bestätigte,
Trump habe die angebliche russische
Einmischung in den vergangenen
US-Wahlkampf mehrfach angespro-
chen und Putin habe –wie bisher auch
– geantwortet, an den Gerüchten sei
nichts dran.
Auchwennwenig Inhaltliches über

die bilateralen Gespräche nach Au-
ßen drang, so ist doch festzuhalten:
Die USA und Russland haben wieder
einen Draht zueinander gefunden.
Klar ist auch: Russland ist wieder zu-
rück in der Weltpolitik. Und vor al-
lem in EU-Europa. Nicht von unge-
fähr unterstützt Putin Angela Merkel,
die aktuelle G20-Chefin, die als Gip-
felgastgeberin in Hamburg versuch-
te, tragfähige Kompromisse zwischen
den höchst unterschiedlichen Teil-
nehmern zu finden. Im Gegensatz zu
den USA, die aus dem Pariser Klima-
vertrag aussteigen, bekennt sich Pu-
tin nachdrücklich zur Unterschrift

Russlands. Die Erwartung, dass die
EU demnächst einige ihrer nach der
Annexion der Krim und den Kämpfen
in der Ostukraine erlassenen Anti-
Russland-Sanktionen lockert, ist nicht
weit hergeholt. Zumal Putin bestä-
tigte, dass er das Abkommen von
Minsk zur Entschärfung des Konflik-
tes weiter anerkennt.
Dass Russland die Annäherung an

die EU und vor allem an Deutschland
sucht, hat gewiss auch mit Merkels
neuem Freund zu tun. Der »Neben-
buhler« heißt Xi Jinping und ist Chi-
nas Präsident. Er nahm in Hamburg
nicht nur wegen seiner Körpergröße
einen dominierenden Platz ein.
Merkel kommentierte das Ge-

spräch zwischen Putin und Trump
knapp: »Es gibt Probleme, die kön-
nen nur Russland und die Vereinig-
ten Staaten zusammen lösen.« Die
Kanzlerin sah das nicht nur begrenzt
auf die Syrienfrage.

Aufräumen nach dem Gipfel
Streit über Erfolg und Misserfolg des G20-Treffens in Hamburg beginnt

Berlin. Einen Tag, nachdem der G20-Gipfel in
Hamburg beendet war, rückten Hunderte
Hamburger mit Besen, Eimern und Schub-
karren in ihr Schanzenviertel vor, um Hinter-
lassenschaften aufzuräumen. Derweil stritt die
Politik weiter über die Bilanz des Treffens un-
ter der deutschen Präsidentschaft.
Die, so meinte die Bewegung Attac, sei »de-

saströs«. Die G20 setzten weiter auf unge-
rechte Welthandelsregeln und die Privatisie-
rung öffentlicher Infrastruktur. Eine echte Re-
gulierung der Finanzmärkte werde nicht ein-
mal mehr angestrebt, der »angebliche klima-
politische Erfolg besteht aus einem Lippenbe-

kenntnis von 19 der G20-Mitglieder zu einem
längst beschlossenen Abkommen«. Attac stellt
fest: »G20 gehört abgeschafft.« Dagegen zeigte
sich Kanzlerin Angela Merkel insgesamt zu-
frieden. Zugleich verurteilte sie die Gewaltex-
zesse von Gipfel-Gegnern »auf das Schärfste«.
Man habe es mit »skrupellosen Gewalttaten

von Kriminellen« zu tun gehabt, die man nicht
vorhergesehen habe, versuchte Hamburgs In-
nenminister Andy Grote (SPD) zu erklären. Die
Polizei meldete 476 verletzte Beamte. Die Zahl
verletzter Demonstranten ist unbekannt. Seit
Beginn des Polizeieinsatzes am 22. Juni seien
186 Menschen fest- und 225 in Gewahrsam ge-

nommen worden. Das Fazit von UN-General-
sekretär Guterres zu G20 ist ernüchternd: Der
Gipfel solle nicht als einer der »Problemlö-
sung« gesehen werden, sondern als »Bestands-
aufnahme bestehender Probleme«. Der Wirt-
schaftsweise Bofinger nannte die Gipfelergeb-
nisse im nd-Gespräch »ziemlich wertlos«. nd

Per Facebook mobilisierte eine Hamburgerin Hunderte Nachbarn zum Nach-Gipfel-Putz in der Hansestadt. Foto: dpa/Christophe Gateau
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Spätes Erwachen
Nelli Tügel über die Tragik des
Massenprotestes in der Türkei

Die CHP – Partei der entmachte-
ten kemalistischen Eliten und
größte Oppositionsgruppe in der
Türkei – marschierte drei Wochen
lang von Ankara nach Istanbul.
Ihr Vorsitzender Kemal
Kılıçdaroğlu war aufgebrochen,
nachdem mit seinem Stellvertreter
Beberoğlu erstmals auch ein CHP-
Abgeordneter vor Gericht gestellt
und zu 25 Jahren Haft verurteilt
worden war. Zehntausende
schlossen sich Kılıçdaroğlus Pro-
testmarsch an, der am Sonntag
mit einer Kundgebung in Istanbul
endete. Das ist eine starke, hoff-
nungspendende Machtdemonst-
ration – und zugleich tragisch.
Warum? Weil der Protest reichlich
spät kommt. Und weil es die CHP
war, die durch ihre Unterwürfig-
keit gegenüber Erdoğan und
durch ihren türkischen Nationa-
lismus die Opposition zunächst
geschwächt hat. Sie stand hinter
der AKP, als 2015 der Krieg gegen
die Kurden wieder aufgenommen
wurde. CHP-Abgeordnete stimm-
ten 2016 für die Aufhebung der
Immunität von linken, prokurdi-
schen HDP-Parlamentariern.
Trotzdem beteiligte sich auch

die HDP an dem Protestmarsch
und der Kundgebung am Sonntag.
Die CHP ergreift die ihr ausge-
streckte Hand zwar nur widerwil-
lig, doch immerhin schlägt sie sie
nicht aus. Die Frage ist nur: Kann
Erdoğan jetzt noch gestoppt wer-
den? Zehntausende sitzen bereits
in den Gefängnissen, unter ihnen
viele HDP-Politiker. Hätte, hätte
Fahrradkette hilft da auch nicht
weiter. Aber es drängt sich doch
unweigerlich der Gedanke auf,
was möglich gewesen wäre, hätte
sich die CHP früher für Protest
entschieden. Und dieser Gedanke
ist nur schwer erträglich.

UNTEN LINKS

Der heutige Tag gilt als der 200.
Geburtstag des Kaleidoskops.
Wiewohl sich schon die alten
Griechen damit ihre Welt schöner,
bunter und facettenreicher ge-
macht hatten, entdeckte 1817
David Brewster aus Schottland die
Röhre neu und erhielt darauf ein
englisches Patent. Seither nutzten
wahrlich nicht nur Kinder das
Ding, um für einen Moment aus
hektischer und fordernder Zeit zu
fallen – um einfach nur von Far-
benpracht und Formenvielfalt
entzückt zu sein. Dass für die
Verzauberung ganzer Generatio-
nen nur wenige farbige Glasstein-
chen und Spiegel in einem Papp-
röhrchen zum Einsatz gebracht
werden mussten, machte wohl
den eigentlichen Wert der Erfin-
dung aus. Sie hat die Jahrhunder-
te im wahrsten Wortsinn spielend
überlebt. Bis jetzt jedenfalls.
Manchmal kann man die Guckge-
räte noch auf Flohmärkten erste-
hen. Aber inzwischen werden Ka-
leidoskope auf Computern simu-
liert. Wie schön, wenn heutzutage
wirklich niemand mehr in die
Röhre gucken muss. oer

Syrien: Waffenruhe
trat in Kraft
Maßnahme wurde ausgehandelt von
den USA, Russland und Jordanien

Damaskus. Eine von den USA, Russland und
Jordanien ausgehandelte Waffenruhe im Sü-
den Syriens ist am Sonntag in Kraft getreten.
Seit dem angekündigten Beginn der Feuer-
pause am Mittag (Ortszeit) sei es in den Pro-
vinzen Daraa, Kuneitra und Sueida ruhig ge-
blieben, teilte der Leiter der Syrischen Be-
obachtungsstelle für Menschenrechte, Rami
Abdel Rahman, mit. Der russische Außen-
minister Sergej Lawrow hatte die Feuerpau-
se am Freitag am Rande des G20-Gipfels in
Hamburg angekündigt.
Die Waffenruhe gilt für eine sogenannte

Deeskalationszone in den drei Provinzen. Die
syrische Regierung unter Präsident Baschar
al-Assad äußerte sich vorerst nicht dazu. Ei-
ne regierungsnahe syrische Zeitung zitierte
jedoch einen syrischen Regierungsvertreter,
demzufolge die Waffenruhe in Einverneh-
men mit Damaskus ausgehandelt wurde.
Die syrische Armee hatte vor wenigen Ta-

gen einseitig eine mehrtägige Waffenruhe für
die drei Provinzen ausgerufen. Sie galt bis
Donnerstagnacht. AFP/nd Seite 5

Widerstand gegen
den Ku Klux Klan
Kundgebung der Rassisten im
US-Staat Virginia massiv gestört

Washington. Im US-Bundesstaat Virginia ist
eine Kundgebung des Ku Klux Klans (KKK)
stark von Gegendemonstranten gestört wor-
den. Hunderte übertönten am Samstag die
zahlenmäßig deutlich unterlegenen Rassis-
ten, die in der Stadt Charlottesville aufmar-
schiert waren. Der Marsch richtete sich ge-
gen die Entfernung einer Statue des Gene-
rals Robert E. Lee, der während des Bürger-
kriegs die Konföderation der Südstaaten be-
fehligte. Einige Dutzend KKK-Anhänger mar-
schierten an mehreren hundert Gegende-
monstranten vorbei, die »Rassisten, haut ab!«
und andere Parolen riefen. Nur wenige KKK-
Anhänger trugen die typischen weißen Ka-
puzengewänder der Vereinigung, die an die
früheren Lynchmorde an Schwarzen und
brennende Kreuze erinnern. Viele der Teil-
nehmer hielten eine Südstaatenflagge. Eine
Metallabsperrung und bewaffnete Polizisten
trennten die beiden Gruppen voneinander.
Bereits in der Nacht zum Samstag hatten
Gegner des KKK die Reiterstatue Lees mit ro-
ter Farbe beschmiert. AFP/nd

Irak verkündet Sieg
über IS in Mossul
Regierungschef Abadi erklärt Stadt
für befreit / Weiter Luftangriffe

Mossul. Nach neun Monaten heftiger Kämp-
fe hat die irakische Regierung die »Befrei-
ung« von Mossul aus den Händen der Dschi-
hadistenmiliz Islamischer Staat (IS) verkün-
det. Regierungschef Haider al-Abadi be-
glückwünschte die Armee in Mossul persön-
lich zu dem »bedeutenden Sieg«, wie sein Bü-
ro am Sonntag erklärte. Ein Foto auf Abadis
Twitter-Account zeigte ihn in schwarzer Uni-
form bei der Ankunft in der weitgehend zer-
störten Stadt. Trotz des verkündeten Sieges
waren in Mossul auch am Sonntag Schüsse
zu hören, während Abadis Besuch flog die Ar-
mee weiter Luftangriffe. Mossul ist die zweit-
größte Stadt in Irak. Der IS hatte die Metro-
pole 2014 überrannt und von dort ein »Kali-
fat« in Teilen Iraks und Syriens ausgerufen.
Die irakischen Truppen hatten im Okto-

ber mit der Rückeroberung von Mossul be-
gonnen. Der Ostteil der Stadt wurde im Ja-
nuar eingenommen, einen Monat später be-
gann der Militäreinsatz imWestteil der Stadt.
Bei den Kämpfen wurden viele Zivilisten ge-
tötet, Hunderttausende flohen. AFP/nd
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Mit Mut für das Leben
Heiko Kaufmann stellt sich hinter
die Retter im Mittelmeer. Seite 10
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Massenhafter Protest für Gerechtigkeit
Der Marsch des CHP-Vorsitzenden von Ankara nach Istanbul endet mit einer Großkundgebung

Die Republikanische Volkspar-
tei CHP, größte Oppositionspar-
tei der Türkei, mobilisiert nach
langemZögern ihre Anhänger zu
Protesten.

Von Jan Keetman

Bei der Pressekonferenz am Ran-
de des G20-Gipfels in Hamburg
ließ Staatspräsident Recep Tayyip
Erdoğan einmal mehr alle Fra-
gen nach der Menschenrechtsla-
ge in seinem Land abprallen. Der
gewählte Abgeordnete und Ko-
Vorsitzende der linken, prokur-
dischen HDP, Selahattin
Demirtaş, ist angeklagt in 127
politischen Verfahren. Der sei ein
Terrorist, so Erdoğan. Die Vor-
sitzende der türkischen Sektion
von Amnesty International, Idil
Eser, wurde zusammen mit an-
deren Menschenrechtsaktivisten
vor wenigen Tagen festgenom-
men. Die wollten eine Fortset-
zung des Putsches vom 15. Juli
2016 vorbereiten, so Erdoğan.

Dass nicht alle in der Türkei
glauben, was der Präsident sagt,
hat der Oppositionsführer Kemal
Kılıçdaroğlu – Vorsitzender der
Republikanischen Volkspartei
(CHP) – nun in beeindruckender
Weise deutlich gemacht. Nach-
dem sein Stellvertreter Enis
Berberoğlu zu 25 Jahren Gefäng-
nis verurteilt worden war, weil er
vor zwei Jahren Bilder von einem
türkischen Waffentransport nach
Syrien an die Zeitung »Cumhuri-
yet« weitergegeben haben soll,
war der ewige Zögerer
Kılıçdaroğlu zu einem Protest-
marsch aufgebrochen. Mit nur ei-
nem Schild bewaffnet, auf dem
»adalet« (Gerechtigkeit) stand,
lief der 68-Jährige mehr als 400
Kilometer von Ankara nach Is-
tanbul. Zuerst folgten ihm ledig-
lich ein paar hundert Getreue.
Doch mit der Zeit wurden es im-
mer mehr, auf der vorletzten
Etappe zählte die Polizei 230 000
Menschen. Mit einer riesigen
Kundgebung in der Nähe eines

Gefängnisses in Istanbul, die zu
Redaktionsschluss noch andauer-
te, endete der Marsch am Sonn-
tag. Auch die linke, prokurdische
HDP – nach der CHP zweistärkste
Oppositionskraft imLand – schloss
sich dem Protest an. Doch das

Misstrauen zwischen HDP und
CHP sitzt auf beiden Seiten tief.
Dass sich die HDP nun einfach ei-
ner von der CHP dominierten Op-
positionsbewegung anschließt, ist
kaum zu erwarten. In der linken
Zeitung »Bir Gün« kritisierte der
Soziologe Enver Aysever das Mot-
to des Marsches. Der Begriff »Ge-
rechtigkeit« könne ganz verschie-

den interpretiert werden, so Ay-
sever. Trotzdem lief auch er ein
Stück beim Gerechtigkeitsmarsch
mit. Andere sehen in der Unbe-
stimmtheit des Begriffes »Gerech-
tigkeit« gerade eine Chance für ei-
ne breite Bewegung gegen die
AKP-Herrschaft. So zum Beispiel
der Politikwissenschaftler Edgar
Şar, der zu den vielen türkischen
Akademikern gehört, die in den
letzten Monaten entlassen wur-
den.
»Gerechtigkeit« war einst auch

der Slogan, mit dem Erdoğan an-
trat, die Massen zu gewinnen. Auf
der Pressekonferenz in Hamburg
versuchte er es damit noch ein-
mal, schließlich sei er selbst poli-
tisch verfolgt worden und habe
vier Monate im Gefängnis geses-
sen. Das stimmt, doch verglichen
mit der heutigen Praxis war der
Umgang der türkischen Justiz mit
Erdoğan milde. Er ist es nicht: Im
Zusammenhang mit dem Marsch
der Opposition kündigte Erdoğan
neue Verhaftungen an.

Auf der vorletzten
Etappe des Marsches
für Gerechtigkeit
zählte die Polizei
230 000 Menschen.

Montag, 10. Juli 2017 72. Jahrgang/Nr. 158 Bundesausgabe 1,70 € www.neues-deutschland.de

Mit Müller ins Digitale
Berlins Regierender Bürgermeister
will eine »Smart City«. Seite 11

Mit links
nach oben
Eine neue Bewe-
gung gibt Chiles
Linken Hoffnung:
Frente Amplio. Mit
der Journalistin
Beatriz Sánchez
will sie in das
höchste Staatsamt.
Seite 8
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